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l. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Firma und Sitz des Unternehmens 

(1) Der im Jahr 1952 gegründete Verein führt die Firma 
„Fahrlehrerversicherung Verein auf Gegenseitig-
keit". 

(2) Sein Sitz ist Stuttgart. 
 

§ 2 
Gegenstand und Geschäftsgebiet des  

Unternehmens 
(1) Der Verein betreibt unmittelbar die Kraftfahrtversi-

cherung, die Allgemeine Unfallversicherung, die All-
gemeine Haftpflichtversicherung, die Feuerversi-
cherung, die Einbruchdiebstahl- und Raubversiche-
rung, die Leitungswasserversicherung, die Sturm-
versicherung, die Glasversicherung, die Verbundene 
Hausratversicherung, die Elektro- und Gasgeräte-
versicherung des Haushalts, die Verbundene Wohn-
gebäudeversicherung, die Elektronikversicherung, 
die Reisegepäckversicherung, die Sportbootkasko-
versicherung sowie die Sonstige Schadenversiche-
rung und die Beistandsleistungsversicherung. 

(2) Der Verein ist berechtigt, Versicherungen zu vermit-
teln. 

(3) Das Geschäftsgebiet des Vereins ist die Bundesre-
publik Deutschland. 

 
§ 3 

Geschäftsjahr und Bekanntmachungen des  
Unternehmens 

(1)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
(2)  Die Bekanntmachungen des Vereins werden im 

Bundesanzeiger veröffentlicht. 
 
 

ll. Mitgliedschaft und Versicherungsverhältnis 
 

§ 4 
Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder können werden: 
a) Fahrlehrer; 
b) natürliche und juristische Personen, die Inha-

ber einer Fahrschulerlaubnis sind, und deren 
Mitarbeiter; 

c) Inhaber einer amtlich anerkannten Fahrleh-
rer-Ausbildungsstätte und deren verantwort-
liche Leiter; 

d) die Bundesvereinigung der Fahrlehrerver-
bände, die ihr angeschlossenen Landesver-
bände und deren Mitarbeiter; 

e) Kraftfahrzeug-Überwachungsvereine und 
-ämter mit ihren Angestellten und Beamten; 

f) Sachverständige und Ingenieure im Prüf- und 
Kraftfahrwesen und deren Mitarbeiter; 

g) Personen, die mit der Aus- und Fortbildung 
von Fahrlehrern und Kraftfahrern befasst 
sind; 

h) die Mitarbeiter des Vereins, die Landesagen-
turen und deren Mitarbeiter; 

i) Personen, die auf Bundes-, Länder- und kom-
munaler Ebene im öffentlichen oder privaten 
Bereich mit folgenden Aufgaben befasst sind: 
aa) Änderung/Neufassung des Fahrlehrer-

gesetzes und seiner Verordnungen so-
wie aller straßenverkehrsrechtlichen 
Vorschriften; 

bb) verwaltungsbehördliche Maßnahmen 
im Rahmen der Fahrschüler und Fahr-
lehrerausbildung; 

cc) Überwachung von Fahrlehrern, Fahr-
schulen und Fahrlehrerausbildungs-
stätten; 

dd) Prüfung von Bewerbern um eine Fahr-
erlaubnis; 

k) Familienangehörige der unter a) bis i) ge-
nannten Personengruppen. 

(2) Die Voraussetzungen für den Erwerb der Mitglied-
schaft müssen schriftlich nachgewiesen werden. 

 Das Mitglied ist außerdem verpflichtet, dem Verein 
den Fortbestand der Voraussetzungen für den Er-
werb der Mitgliedschaft auf Verlangen nachzuwei-
sen. 

 Den Wegfall der Voraussetzungen hat das Mitglied 
unverzüglich anzuzeigen. 

 Sobald der Verein von dem Wegfall der Mitglied-
schaftsvoraussetzungen Kenntnis erlangt, ist er ver-
pflichtet, das Versicherungsverhältnis zum nächst-
möglichen Zeitpunkt zu kündigen. 

(3) Die Mitgliedschaft wird durch Abschluss eines Ver-
sicherungsvertrages oder durch Eintritt einer im Ab-
satz 1 genannten Person in einen bestehenden Ver-
sicherungsvertrag erworben. Sie endet mit dem Er-
löschen sämtlicher Versicherungsverträge. 

(4) Mit der Beendigung der Mitgliedschaft verliert das 
Mitglied alle aus der Mitgliedschaft ableitbaren 
Rechte. 

(5) Der Verein kann auch Versicherungsverträge gegen 
feste Beiträge abschließen, ohne dass der Versiche-
rungsnehmer Mitglied wird. 

 Hierzu gehören folgende Personengruppen: 
a) Mitarbeiter von amtlich anerkannten Fahrleh-

rer-Ausbildungsstätten; 
b) Personen, die pädagogische Lehrhilfen für 

den theoretischen und praktischen Unterricht 
von Fahrschülern oder Fahrlehrern erarbei-
ten; 

c) Personen, die Gutachten zu Fragen der Fahr-
schüler- und Fahrlehrerausbildung erstellen; 



d) Personen, die mit der Durchführung von Pro-
grammen und Kursen befasst sind, die der 
Verkehrssicherheit dienen; 

e) der deutsche Verkehrssicherheitsrat, die Ver-
kehrswachten sowie deren Mitarbeiter; 

f) die Fachverlage für das Fahrlehrerwesen und 
deren Mitarbeiter. 

g) Kraftfahrer im Sinne des Berufskraftfahrer-
Qualifikationsgesetzes in deren privaten / 
nicht gewerblichen Bereich; 

h) Familienangehörige der unter a) bis g) ge-
nannten Personengruppen. 

 Auf dieses Geschäft dürfen höchstens 15% der Ge-
samt-Beitragseinnahme des Vereins entfallen. 

(6) Die Absätze (1) und (5) gelten auch für natürliche 
Personen, die ihrer beruflichen Tätigkeit nicht mehr 
nachgehen und aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
den sind. 

 
§ 5 

Versicherungsbeiträge 
(1) Der Verein betreibt sein Versicherungsgeschäft ge-

gen einmalige oder wiederkehrende und im voraus 
zu entrichtende Beiträge. 

(2) Die Erhebung von Nachschüssen und die Kürzung 
von Versicherungsansprüchen durch den Verein sind 
ausgeschlossen. 

 
 

III. Organe des Unternehmens 
 

§ 6 
Organe des Vereins sind die Mitgliedervertretung, der Auf-
sichtsrat und der Vorstand. 
 

§ 7 
Mitgliedervertretung 

(1) Die Mitgliedervertretung vertritt als oberstes Organ 
des Vereins die Gesamtheit aller Mitglieder. 

(2) Sie besteht aus sechsunddreißig Mitgliedern des 
Vereins, die von der Mitgliedervertretung auf die 
Dauer von vier Jahren gewählt werden, und zwar bis 
zur Beendigung der vierten ordentlichen Mitglieder-
vertreterversammlung nach dem Jahr ihrer Wahl. 

(3) Wählbar ist jedes Mitglied des Vereins, das weder 
Angestellter noch Organ des Vereins oder eines an-
deren Versicherungsunternehmens ist. 

 Eine Wiederwahl ist zulässig. 
(4) Die Mitgliedervertreter müssen sich gleichmäßig auf 

das Geschäftsgebiet des Vereins verteilen, so dass 
das Gebiet jeder Landesagentur der Fahrlehrerver-
sicherung in der Mitgliedervertretung repräsentiert 
ist. 

 Die Anzahl der Stimmen je Gebiet einer Landesagen-
tur richtet sich nach der gebuchten Brutto-Versiche-
rungsbeitragseinnahme der jeweiligen Landesagen-
tur, die der Verein dort im vorherigen Geschäftsjahr 
erzielt hat. Auf je angefangene 500.000 Euro Bei-
tragseinnahme entfällt eine Stimme. 

(5) Die Mitgliederversammlung, die die Einführung ei-
ner Mitgliedervertretung beschließt, wählt auch un-
mittelbar nach dem Satzungsänderungsbeschluss 
die Mitglieder der ersten Mitgliedervertretung. 

(6) Scheidet ein Mitgliedervertreter vorzeitig aus sei-
nem Amt, so ist in der nächsten Mitgliedervertreter-
versammlung für die noch nicht abgelaufene Amts-
periode des Ausgeschiedenen ein Ersatzmitglied zu 
wählen. 

(7) Das Amt eines Mitgliedervertreters erlischt durch 
a) Rücktritt 
b) Eintritt eines die Wählbarkeit gemäß § 7 Abs. 

3 Satz 1 zweiter Halbsatz dieser Satzung aus-
schließenden Umstandes 

c) Ausschluss aus wichtigem Grund mit einer 
Zweidrittel-Stimmenmehrheit durch die Mit-
gliedervertreterversammlung. Als wichtiger 
Grund gelten u.a. eine grobe Pflichtverlet-
zung, der Eintritt der Zahlungsunfähigkeit 
oder eine gerichtliche Anordnung, die den 
Mitgliedervertreter in der Verfügungsgewalt 
über sein Vermögen beschränkt. 

(8) Der Mitgliedervertreter ist ehrenamtlich tätig. Er er-
hält einen Auslagenersatz, dessen Höhe die Mitglie-
dervertreterversammlung festlegt. 

 
§ 8 

Mitgliedervertreterversammlung 
(1) Die Mitgliedervertretung fasst ihre Beschlüsse in 

Mitgliedervertreterversammlungen. Die Mitglieder-
vertreterversammlung wird vom Vorstand mindes-
tens mit der gesetzlichen Frist mit eingeschriebe-
nem Brief einberufen. Die Tagesordnung der Mit-
gliedervertreterversammlung ist mit der Einberu-
fung bekannt zu machen. 

 Die ordentliche Mitgliedervertreterversammlung 
findet innerhalb der ersten acht Monate des Ge-
schäftsjahres statt. Der Tagungsort für ordentliche 
und außerordentliche Mitgliedervertreterversamm-
lungen ist ausschließlich der Sitz des Vereins. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsra-
tes nehmen an der Versammlung mit beratender 
Stimme teil. Vorstand und Aufsichtsrat können An-
träge zur Tagesordnung der Mitgliedervertreterver-
sammlung stellen. 

(3) Eine außerordentliche Mitgliedervertreterversamm-
lung ist einzuberufen, wenn der Aufsichtsrat oder 
der Vorstand dies für erforderlich halten oder wenn 
Mitgliedervertreter mit mindestens einem zwanzigs-
ten Teil aller Stimmen gemäß § 7 Abs. 4 unter 



Angabe von Zweck und Gründen ihre Durchführung 
beim Vorstand schriftlich beantragen. 

(4) Der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertre-
ter leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihen-
folge der Tagesordnungspunkte. Für Wahlen gelten 
die von der Versammlung beschlossenen Wahlord-
nungen. Für alle anderen Abstimmungen bestimmt 
der Versammlungsleiter die Art der Abstimmung. 

(5) Jede ordnungsmäßig einberufene Mitgliedervertre-
terversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl 
der erschienenen Mitgliedervertreter und der durch 
sie vertretenen Stimmen beschlussfähig. Hiervon 
ausgenommen sind die Besonderheiten der §§ 9 
Abs. 2 und 19 Abs. 1 dieser Satzung. 

 Das Stimmrecht kann grundsätzlich nur persönlich 
in der Mitgliedervertreterversammlung ausgeübt 
werden. Sollte die Vertretung einer Landesagentur 
durch deren gewählte(n) Vertreter aus wichtigem 
Grunde nicht möglich sein, so können ihre Stimmen-
anteile auf ein anderes Mitglied der Mitgliederver-
tretung   übertragen werden. Die Stimmenübertra-
gung wird nur dann rechtswirksam, wenn dem Vor-
stand spätestens am Tage vor der Mitgliedervertre-
terversammlung eine schriftliche Mitteilung darüber 
vorliegt. 

 Die Stimmenanteile bestimmen sich nach § 7 Abs. 4 
dieser Satzung. 

(6) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der an-
wesenden Stimmen gefasst, soweit sich aus dem 
Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes ergibt. 

(7) Soweit aktienrechtliche Vorschriften über Minder-
heitenrechte in entsprechender Weise für das Versi-
cherungsaufsichtsgesetz gelten, tritt an die Stelle 
des zehnten bzw. zwanzigsten Teils des Grundkapi-
tals eine Minderheit von Mitgliedervertretern, die ein 
Zehntel bzw. ein Zwanzigstel aller Stimmen gemäß 
§ 7 Abs. 4 auf sich vereinigt. 

(8) Jedes Mitglied hat das Recht, Vorschläge für Wahlen 
zur Mitgliedervertretung und Anträge, die nicht Fra-
gen der Geschäftsführung betreffen, zur Beschluss-
fassung durch die Mitgliedervertreterversammlung 
bis zum 1. Februar schriftlich beim Vorstand einzu-
reichen. Sofern gewünscht wird, die Vorschläge und 
Anträge mündlich zu begründen, kann dem Vereins-
mitglied zu diesem Zweck die Teilnahme an der Mit-
gliedervertreterversammlung vom Aufsichtsratsvor-
sitzenden gestattet werden. 

(9) Über den Verlauf der Mitgliedervertreterversamm-
lung ist ein notarielles Protokoll aufzunehmen. 

 
§ 8a 

Virtuelle Mitgliedervertreterversammlung 
(1) Der Vorstand ist ermächtigt, eine bis zum Ablauf des 

30. Juni 2027 stattfindende Mitgliedervertreterver-
sammlung als virtuelle Mitgliedervertreterver-
sammlung nach § 191 VAG iVm § 118 a AktG abzu-
halten.  

(2) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats, ausgenommen 
dem Versammlungsleiter, ist eine Teilnahme an der 
virtuellen Mitgliedervertreterversammlung im Wege 
der Bild- und Tonübertragung gestattet. 

(3) Die Regelungen dieser Satzung betreffend die Ein-
berufung und Durchführung einer Mitgliedervertre-
terversammlung gelten entsprechend im Fall einer 
virtuellen Mitgliedervertreterversammlung. 

(4) Die näheren Einzelheiten zur Einberufung und 
Durchführung der virtuellen Mitgliedervertreterver-
sammlung bestimmt der Vorstand. 

 
§ 9 

Aufgaben der Mitgliedervertreterversammlung 
(1) Die Aufgaben der Mitgliedervertreterversammlung 

sind insbesondere folgende 
a) Entgegennahme des festgestellten Jahresab-

schlusses mit dem Lagebericht des Vorstan-
des und dem Bericht des Aufsichtsrates; 

b) Beschlussfassung über die Verwendung eines 
nach Zuführung zu Verlustrücklage und ande-
ren Rücklagen (§ 15) verbleibenden Bilanz-
Gewinnes; 

c) Entlastung des Vorstandes und des Aufsichts-
rates; 

d) Beschlussfassung über die Verwendung der 
in der Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung enthaltenen Beträge; 

e) Wahl oder Abberufung von Mitgliedern des 
Aufsichtsrates; 

f) Wahl oder Abberufung von Mitgliedervertre-
tern; 

g) Änderung der Satzung; 
h) die Festsetzung der Vergütung für die Mitglie-

der des Aufsichtsrates; 
i) Beschlussfassung über Art und Umfang des 

Auslagenersatzes der Mitgliedervertreter an-
lässlich ihrer Teilnahme an Mitgliedervertre-
terversammlungen; 

j) Beschlussfassung über die Umwandlung oder 
Auflösung des Vereins. 

(2) Die Beschlussfassung über eine Satzungsänderung 
bedarf ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesen-
den Mitgliedervertreter einer Mehrheit von drei Vier-
teln aller möglichen Stimmen. 

 
§ 10 

Aufsichtsrat 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Personen. Die 

Übernahme eines Aufsichtsratsmandats schließt 
eine Tätigkeit als Mitgliedervertreter aus. 

(2) Die zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder sind bis 
zur Beendigung der Mitgliedervertreterversamm-
lung bestellt, die über die Entlastung für das vierte 
Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. Das 



Wahljahr wird nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl 
ist zulässig. 

(3) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner 
Amtsdauer aus, so ist in der nächsten Mitgliederver-
treterversammlung eine Ersatzwahl für den Rest der 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

(4) Der Aufsichtrat wählt aus seiner Mitte für ein Jahr 
den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

 
§ 11 

Beschlüsse des Aufsichtsrates 
(1) Alle Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in Sit-

zungen gefasst. Schriftliche, fernmündliche, tele-
grafische oder telekopierte Beschlussfassungen 
sind zulässig, wenn sie der Aufsichtsratsvorsitzende 
für erforderlich hält und kein Aufsichtsratsmitglied 
dieser Art der Stimmabgabe widerspricht. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens drei Mitglieder darunter der Vorsitzende oder 
sein Stellvertreter, anwesend sind. Beschlüsse wer-
den mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Dies 
gilt auch bei einer Abstimmung nach § 11 Abs. 1 Satz 
2, jedoch müssen sich an dieser Beschlussfassung 
mindestens fünf Mitglieder des Aufsichtsrates betei-
ligen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden, bei Wahlen das Los. 

(3) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Auf-
sichtsrates ist ein Protokoll zu fertigen und vom Vor-
sitzenden oder im Falle einer Verhinderung von sei-
nem Stellvertreter zu unterzeichnen. 

(4) Alle Erklärungen des Aufsichtsrates sind im Namen 
des Aufsichtsrates vom Vorsitzenden oder im Falle 
einer Verhinderung von seinem Stellvertreter abzu-
geben. 

 
§ 12 

Aufgaben des Aufsichtsrates 
(1) Der Aufsichtsrat hat die sich aus den gesetzlichen 

Vorschriften und dieser Satzung ergebenden Rechte 
und Pflichten. 

(2) Insbesondere obliegt ihm 
a) die Bestellung der Vorstandsmitglieder und 

die vertragliche Regelung ihrer Dienstverhält-
nisse einschließlich deren Beendigung; 

b) die Abberufung von Vorstandsmitgliedern; 
c) die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

Vorschlages über die Verwendung des Bilanz-
gewinnes; 

d) die Feststellung des Jahresabschlusses; 
e) die Zustimmung zur Vergabe und Rücknahme 

von Landesagenturen; 
f) Änderungen der Satzung vorzunehmen, die 

nur die Fassung betreffen; 
g) eine durch die Mitgliedervertreterversamm-

lung bereits beschlossene Satzungsänderung 
in die Fassung zu bringen, die die 

Aufsichtsbehörde für eine Genehmigung des 
Änderungsbeschlusses verlangt. 

(3) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung 
geben. 

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben 
dem Ersatz ihrer Auslagen eine Vergütung. Die Höhe 
der Vergütung wird von der Mitgliedervertreterver-
sammlung festgelegt. 

 Eine auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer 
wird den Aufsichtsratsmitgliedern vom Verein er-
setzt. 

 
§ 13 

Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Perso-

nen. lm übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die An-
zahl der Vorstandsmitglieder. 

(2) Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vorstands 
zum Vorstandsvorsitzenden ernennen. 

(3) Der Verein wird gesetzlich vertreten durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 
in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. 

 
 
lV. Vermögensanlage, Verlustrücklage, andere Gewinn-

rücklagen und Beitragsrückerstattung 
 

§ 14 
Die Anlage des Vermögens erfolgt nach den gesetzlichen 
Vorschriften und den von der Aufsichtsbehörde aufgestell-
ten Grundsätzen. 
Zur Überwachung des Sicherungsvermögens sind ein 
Treuhänder und ein Stellvertreter des Treuhänders zu be-
stellen. Die Vorschriften der §§ 128 bis 130 VAG und die hie-
rauf bezogenen aufsichtsbehördlichen Anordnungen fin-
den entsprechende Anwendung. 
 

§ 15 
Verlustrücklage und andere Rücklagen 

(1) Zur Deckung eines Verlustes aus dem Geschäftsbe-
trieb wird gemäß § 193 Versicherungsaufsichtsge-
setz eine Rücklage (Verlustrücklage) gebildet. Die 
Verlustrücklage soll mindestens 40% der durch-
schnittlichen (gebuchten) Bruttobeitragseinnahmen 
der letzten drei Geschäftsjahre betragen. 

(2) Solange die Verlustrücklage den Sollbetrag nach Ab-
satz 1 noch nicht erreicht oder nach Entnahme noch 
nicht wieder erreicht hat, ist ihr der Jahresüber-
schuss vollständig zuzuführen. 

(3) Weitere Zuweisungen an die Verlustrücklage, auch 
über den Sollbetrag hinaus oder an eine andere 
Rücklage können vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates beschlossen werden. 

(4) Der Mindestbetrag der Verlustrücklage entspricht 
der Hälfte der gesetzlich geforderten 



Solvenzkapitalanforderung (SCR), ermittelt auf den 
31. Dezember des Vorjahres. Zur Deckung von Fehl-
beträgen ist die Verlustrücklage erst heranzuziehen, 
wenn andere Rücklagen nicht in Anspruch genom-
men werden können. Nach ihrer Inanspruchnahme 
darf die Verlustrücklage den Mindestbetrag nicht 
unterschreiten. In Ausnahmefällen kann mit Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde in einzelnen Ge-
schäftsjahren davon abgewichen werden. 

 
§ 16 

Beitragsrückerstattung 
(1) Der nach Bildung von Rücklagen noch verbleibende 

Geschäftsjahresüberschuss ist in voller Höhe der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuzuwei-
sen. Die dieser Rückstellung zugewiesenen Beträge 
dürfen nur für die Überschussbeteiligung der Mit-
glieder verwendet werden. Der Verein ist jedoch be-
rechtigt, mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde in 
Ausnahmefällen die Rückstellung für Beitragsrück-
erstattung, soweit sie nicht auf bereits festgelegte 
Überschussanteile entfällt, im Interesse der Mitglie-
der zur Abwendung eines Notstandes heranzuzie-
hen. 

(2) Für die einzelnen Versicherungszweige und Versi-
cherungsarten können besondere Gewinnverbände 
gebildet werden. Die Überschussverteilung kann 
nach der Dauer der schadenfreien Versicherungszeit 
gestaffelt vorgenommen werden. 

(3) Mitglieder, die im Laufe des Geschäftsjahres beige-
treten oder ausgeschieden sind, nehmen an der 
Überschussverteilung nicht teil. 

 
 
V. Änderung der Satzung, Einführung und Änderung von 

Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
 

§ 17 
Änderung der Satzung 

Satzungsänderungen treten mit ihrer Eintragung in das 
Handelsregister in Kraft. Eine Änderung der §§ 4,5, 16, 19 
und 20 kann auch für bestehende Versicherungsverträge 
wirksam werden. 
 

§ 18 
Einführung und Änderung von Allgemeinen Versiche-

rungsbedingungen 
(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates Allgemeine Versicherungsbedingun-
gen einzuführen oder zu ändern. 

(2) Über die Einführung und Änderung von Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen unterrichtet der Vor-
stand die Mitgliedervertretung. 

 
 

Vl. Auflösung des Unternehmens 
 

§ 19 
Auflösungsbeschluss 

(1) Der Beschluss über die Auflösung des Vereins kann 
nur von einer Mitgliedervertreterversammlung ge-
fasst werden, auf der drei Viertel der Mitgliederver-
treter anwesend sind. Wird die erforderliche Prä-
senz von drei Viertel der Mitgliedervertreter auf ei-
ner zweiten Mitgliedervertreterversammlung auch 
nicht erreicht, dann ist die Versammlung ohne Anse-
hung des Satzes 1 beschlussfähig. Der Beschluss 
bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgege-
benen Stimmen und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. 

(2) Der Vorstand besorgt die Abwicklung des Vereins, 
wenn nicht die Mitgliedervertreterversammlung 
hiermit einen aus mindestens drei Personen beste-
henden Ausschuss beauftragt. 

 
§ 20 

Abwicklung 
(1) Die bestehenden Versicherungsverhältnisse en-

den drei Monate nach Veröffentlichung des be-
hördlich genehmigten Auflösungsbeschlusses. 
Dies gilt auch für die Beitragspflicht der bei der Auf-
lösung des Vereins noch vorhandenen Mitglieder. 

(2) Verbleibt nach Beendigung der Abwicklung noch ein 
Vermögensüberschuss, so entscheidet die Mitglie-
dervertreterversammlung, die den Auflösungsbe-
schluss gefasst hat, über die Art der Verteilung an 
die anspruchsberechtigten Mitglieder. 
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